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Die Neunundvierzigste Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Revidierte 
zweite Angleichung für Waren der gewerblichen 
Wirtschaft — 11. Teil), eine sogenannte Nachlauf- 
verordnung, ist am 22. September 1966 im Bundes- 
gesetzblatt Teil II S. 834 verkündet worden und 
seit dem 20. September 1966 in Kraft. Der Bundes- 
tag hat gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) ein Auf- 
hebungsrecht. Mit Schreiben vom 23. September 
1966 hat der Herr Präsident die Vorlage dem Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit 
Frist zum 13. Januar 1967 zur Behandlung zu- 
gewiesen. 

Die obengenannte Verordnung ergeht im Zu- 
sammenhang mit der von den EWG-Mitgliedstaaten 
zum 1. Juli 1966 beschlossenen und durchgeführten 
zweiten Angleichung der nationalen Außenzollsätze 
für Waren der gewerblichen Wirtschaft, die in 
Anhang II des EWG-Vertrages nicht genannt sind, 
an die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs der 
EWG. Der Bundestag hat die Durchführung der 


zweiten Angleichung der Deutschen Zollsätze an 
die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG 
in der 62. Sitzung am 7. Oktober 1966 gebilligt. 

Die Angleichung führt u. a. bei rund 1200 Posi- 
tionen des Deutschen Zolltarifs zu Erhöhungen der 
Zollbelastung. Die Bundesregierung hat für eine' 
Reihe dieser Positionen bei der EWG-Kommission 
beantragt, die Angleichung (in diesen Fällen die 
Erhöhung der Außenzollsätze) aufzuschieben. Die 
vorliegende Verordnung erfaßt diejenigen Posi- 
tionen, bei denen die EWG-Kommission dem Antrag 
der Bundesregierung auf Aufschiebung der Anglei- 
chung nicht entsprochen hat. Für diese Positionen — 
Waren der Ernährungsindustrie, nämlich Schokolade 
und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitun- 
gen, feine Backwaren, Bier sowie Rum, Taffia und 
Arak in Behältnissen von mehr als 2 Ltr. — muß die 
Angleichung an die vollen Sätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs der EWG jetzt noch nachgeholt werden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, die Aufhebung der 
Verordnung nicht zu verlangen. 


Bonn, den 26. Oktober 1966 
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